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Bericht des Abgeordneten Schmidhuber 


Die Einhundertundsiebente Verordnung zur Än> 
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollaussetzun- 
gen und Zollkontingente 1967 — Agrarwaren — 
IIL Teil) wurde vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 22. Mai 1967 dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen mit Frist zum 30. Juni 1967 
zur Behandlung zugewiesen. Die Verordnung wurde 
bereits im Bundesgesetzblatt II Seite 1636 verkün- 
det und ist am 14. Mai 1967 in Kraft getreten. Es 
handelt sich um eine sogenannte Nachlauf Verord- 
nung, bei der der Deutsche Bundestag nach § 77 
Abs. 5 des Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht dn 
einer Frist von vier Monaten nach Verkündung hat. 

1. Der Ministerrat der EWG hat mit Entscheidung 
vom 7. März 1967 — notifiziert am 8. März 
1967 — den Zollsatz des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs für Melasse, mit Ausnahme von Melasse 
zum Herstellen von Zucker, in Höhe von 65 ®/o 
des Wertes bis zum 30. Juni 1967 bis auf 30 Vo 
ausgesetzt, weil die in der Gemeinschaft zur 
Zeit verfügbaren Melassemengen wegen des 
besonderen Bedarfs der Verarbeitungsindustrie 
nicht ausreichen. 

Der deutsche Ausgangszollsatz vom 1. Januar 
1957 war „frei", er wurde in der Zwischenzeit 
um 60 Vo auf 39®/o des Wertes an den EWG- 
Zollsatz angeglidien. Es wurde deshalb auch die 
Zollaussetzung nur zu 60 Vo durchgeführt, d. h. 
der regelmäßige Außenzollsatz von 39 Vo bis zu 


einer Höhe von 18 Vo ausgesetzt, und zwar für 
die Zeit vom 8. März bis 30. Juni 1967. 

2. Der Ministerrat der EWG hat mit Verordnung 
Nr. 49 vom 7. März 1967 das im Rahmen des 
GATT zum Zollsatz von 6Vo des Wertes kon- 
solidierte Gemeinschaftszollkontingent von 
20 000 Stück weiblichen Nutzrindern der Höhen- 
rasse Grauvieh, Braunvieh, Gelbvieh, Fleckvieh 
(Simmentaler) und Pinzgauer für das Jahr 1967 
auf folgende Mitgliedstaaten aufgeteilt; 

Deutschland 10 000 Stück 

Italien 7 500 Stück 

Frankreich 2 500 Stück. 

Die Bundesregierung hat in der vorliegenden 
Verordnung diese GATT- Verpflichtung der Ge- 
meinschaft gegenüber Österreich in nationales 
Recht umgesetzt und das auf die Bundesrepublik 
entfallende Kontingent von 10 000 Stück weib- 
lichen Nutzrindern zum regelmäßigen Außen- 
zollsatz von 6 Vo eröffnet. 

Der Bundestag hat diese Maßnahme im Grund- 
satz bereits gebilligt (vgl. Neunzehnte Verord- 
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1966 — Drucksachen V/392, V/648). 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt deshalb dem Plenum, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 


Berlin, den 22. Juni 1967 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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